
                           Heimvertrag 

             Wohn- und Betreuungsvertrag
              (für vollstationäre Einrichtungen der Altenpflege)

Vertragsparteien

Zwischen der Einrichtung, dem

Senioren- und Pflegeheim Haus Wülfingen GmbH, Im Teiche 6, 31008 Elze /          OT Wülfingen

(vollständiger Name und Anschrift des Trägers)

- nachstehend Unternehmer genannt -

vertreten durch die Geschäftsführung, diese vertreten durch die Heimleitung

Herr Steffen Schelk, Heimleitung
(Name und Funktion des Vertreters)

und

Frau 
…………………
(Zunamen und Vornamen)

bisher wohnhaft in

………………..
(vollständige  bisherige Anschrift)

geboren am ………………..
-nachstehend “Verbraucher” genannt-

vertreten durch

………………….
Betreuer/in oder Bevollmächtigte/r)

wird der nachfolgende Vertrag abgeschlossen.

Nachweis der Berechtigung des Betreuers/Bevollmächtigten
Der Betreuer/in oder der Bevollmächtigte hat seine Berechtigung nachgewiesen durch:

Vollmacht vom ……………
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I Einleitung
Vorbemerkungen
Vor Abschluss dieses Vertrages wurde dem Verbraucher am ……...2012
die Information gemäß § 3 WBVG mit den ergänzenden Unterlagen ausgehändigt und mündlich erläutert. Diese Information ist Grundlage dieses Vertrages.

Allgemeine Konzeption

(1) Der Unternehmer führt das Unternehmen als Dienstleistungsbetrieb. Ziel ist es, im Rahmen der individuell ermittelten Möglichkeiten eine weitestgehende Verselbständigung der Bewohner/innen innerhalb des Heimbereichs zu erhalten oder anzustreben. 

Das Haus Wülfingen bleibt darüber hinaus ein Ort zum Leben. Hier bekommen Menschen, die in anderen Institutionen keinen Platz finden, auf Dauer ein zu Hause. Sie finden einen Ort vor, an dem sie für sich zur Ruhe kommen können.

Die Aufgabe der Leitung und der Mitarbeiter vom Haus Wülfingen ist es, den Bewohner/innen einen angenehmen Lebensabend in Geborgenheit und persönlicher Freiheit zu gewährleisten.
Vorstellung des Leitbildes

(2) der Unternehmer hält sich an die Bestimmungen des Wohn- und Betreuungs-vertragsgesetzes (WBVG), das Landesheimgesetz und seine Verordnungen sowie an die gesetzlichen Vorgaben aus dem Pflegeversicherungsgesetz (SGB XI) und dem Sozialgesetzbuch XII – Sozialhilfe (SGB XII).

Der Unternehmer ist durch den Abschluss des Versorgungsvertrages gemäß § 72 SGB XI durch die Pflegekassen zur Erbringung folgender Leistungen zugelassen:

(  vollstationäre Pflege

(   Kurzzeitpflege

Rechtliche Grundlagen
Art, Inhalt und Umfang der allgemeinen Pflegedienstleistungen ergeben sich insbe-sondere aus der jeweiligen Fassung des Rahmenvertrages gemäß § 75 Abs. 1 SGB XI zur vollstationären Pflege, der diesem Vertragstext als Anlage 1 beigefügt ist.

Rahmenvertrag

Die Regelungen des Rahmenvertrages gemäß $75 SGB XI, des Versorgungsvertrages, der Vergütungsvereinbarung mit den Leistungs- und Qualitätsmerkmalen nach §84 SGB XI sowie der Leistungsvereinbarung nach § 75 Abs. 2 Satz 2 SGB XII sind in der jeweils gültigen Fassung verbindliche Grundlagen dieses Heimvertrages. Sie kön-nen jederzeit beim Unternehmer eingesehen werden. Auf Wunsch erhält der Verbrau-cher eine Kopie.

Der Unternehmer erfüllt die Qualitätsbestimmungen. Er verfügt über ein internes Qualitätssicherungskonzept und beteiligt sich an externen Maßnahmen der Qualitäts-sicherung.

II   Leistungen des Unternehmers
1 Leistungen der allgemeinen Pflege

Allgemeines
(1) Der Verbraucher erhält die nach Art und Schwere seiner Pflegebedürftigkeit Er-forderlichen Pflegeleistungen. Die Leistungen werden nach dem allgemeinen Stand der pflegewissenschaftlichen Erkenntnisse erbracht.

Die Pflege orientiert sich am Modell von Monika Krohwinkel
(2) Der Verbraucher ist Versicherter der:

‪ X   gesetzlichen Pflegeversicherung

‪ (   nicht pflegeversichert

‪ (   einer privaten Pflegeversicherung

‪ (   zusatzversichert bei.............................................................................................

Umfang
(3) Die Leistungen der allgemeinen Pflege umfassen:

(  Hilfen bei der Körperpflege

(  Hilfen bei der Ernährung

(  Hilfen bei der Mobilität

(  Hilfen bei der persönlichen Lebensführung

(  soziale Betreuung

Der Inhalt und Umfang dieser erbrachten Leistungen richten sich nach dem persön-lichen und individuellen Bedürfnissen des Verbrauchers und dem Maß des Notwen-digen. Die inhaltlichen Festlegungen derjenigen Leistungen, die der Verbraucher beanspruchen kann, wird durch die Rahmenverträge gemäß § 75 SGB XI festgelegt, die auf der Ebene der Bundesländer abgeschlossen werden. Der Inhalt des Rahmen-vertrages ist verbindlich, so dass die Leistungen unter dem Punkt "Inhalt der allgemei-nen Pflegeleistungen“ Gegenstand dieses Vertrages sind.

Besonderes Betreuungsangebot nach § 87b Abs. 1 SGB XI
(4) Der Unternehmer hält ein besonderes Betreuungsangebot für Pflegebedürftige mit dauerhaft erheblich eingeschränkter Alltagskompetenz gemäß § 87b SGB XI vor. Das Angebot umfasst eine zusätzliche Betreuung und Aktivierung des Verbrauchers über die nach Art und Schwere der Pflegebedürftigkeit erforderliche Versorgung hinaus. Voraussetzung für die Inanspruchnahme des Angebotes ist eine Bedarfsfeststellung durch den MDK im Auftrag der Kassen bzw. die Durchführung eines Assessment-verfahrens analog zu § 45a SGB XI durch die Einrichtung. Die Pflegekassen zahlen für diese zusätzliche Betreuung einen Vergütungszuschlag an den Unternehmer. Die Leistungen sind für den Verbraucher, die in der sozialen Pflegeversicherung versi-chert sind, kostenfrei und werden vom Unternehmer direkt mit der Pflegekasse abge-rechnet. Privatversicherte erhalten die Leistungen entsprechend bei Vorlage einer Kostenzusage.  

Qualität

(5) Die Leistungen der allgemeinen Pflege werden entsprechend dem allgemein anerkannten Stand der fachlichen Erkenntnisse unter Beachtung der Qualitäts-grundsätze des SGB XI erbracht.

Pflegedokumentation
(6) Die Pflegeplanung und Pflegeleistungen werden dokumentiert. Die Pflegedokumentation ist Eigentum des Unternehmers und kann von dem Verbraucher oder einer von ihr/ihm benannten Person eingesehen werden.

Leistungsanpassung
(7) Der Unternehmer passt die Pflege an den jeweiligen Pflegebedarf und Gesundheitszustand des Verbrauchers gemäß §8 Abs.1 WBVG an. Unternehmer und Verbraucher können erforderliche Änderungen des Heimvertrages verlangen. Der Unternehmer darf in diesem Fall das Entgelt gemäß § 8 Abs. 2 WBVG durch einseitige Erklärung in angemessenem Umfang entsprechend den angepassten Leistungen erhöhen bzw. senken.

Leistungsausschluss nach § 8 Abs. 4 WBVG
(8) Der Unternehmer ist nach seiner konzeptionellen, personellen und baulichen Ausrichtung nicht darauf eingerichtet, Verbraucher mit folgenden Krankheitsbildern zu versorgen:

(z.B. Komapatienten im Akutstadium, Beatmungspflichtige, Menschen mit akuten Suchterkrankungen)
Der Ausschluss erfolgt aufgrund der mit den Kostenträgern abgeschlossenen Leistungsvereinbarung, weil unser Haus nicht die dafür notwendigen Voraussetzungen ( baulich bzw. personell ) hat.
Tritt ein derartiger Pflege- oder Betreuungsbedarf nach Abschluss des Vertrages ein, kann der Unternehmer den Vertrag kündigen.

Ärztliche und therapeutische Leistungen
(9) Ärztliche Leistungen werden von dem Unternehmer nicht erbracht. Auf Wunsch vermittelt der Unternehmer dem Verbraucher ärztliche Hilfe. Der Unternehmer hat entsprechende Kooperationsvereinbarungen geschlossen. Diese können in der Ein-richtung eingesehen werden.

Therapeutische Leistungen der Physiotherapie, der Logopädie und der Ergotherapie sind nicht Bestandteil dieses Vertrages. Sie werden durch externe Therapeuten auf Verordnung des Arztes erbracht. Der Unternehmer ist bei der Vermittlung dieser Leistungen gern behilflich. Der Unternehmer hat entsprechende Kooperationsverträge geschlossen. Diese können in der Einrichtung eingesehen werden.
2 Leistungen der Behandlungspflege
Allgemeines

(1) Der Unternehmer erbringt Leistungen der medizinischen Behandlungspflege, soweit diese nicht vom behandelnden Arzt erbracht werden und eine gesetzliche Verpflichtung des Heimes zur medizinischen Leistungserbringung nach SGB XI besteht. Die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege werden in Zusammen-arbeit mit den behandelnden Ärzten des Verbrauchers durch die Pflegekräfte des Unternehmers erbracht. Die Pflegekräfte unterstützen die Ziele ärztlicher Behandlung durch pflegerische Maßnahmen und führen ärztlich veranlasste und verordnete Maßnahmen der medizinischen Behandlungspflege durch, sofern der Arzt bei der Pflegedokumentation mitwirkt und Veranlassungen notiert.

Voraussetzungen für die Durchführung

(2) Die Pflegekräfte des Unternehmers sind nur dann verpflichtet, Maßnahmen der medizinischen Behandlungspflege durchzuführen, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen

( wenn die Behandlungspflege vom behandelnden Arzt veranlasst wurde und dies in    

   der Dokumentation vom Arzt dokumentiert ist,

( wenn die persönliche Durchführung durch den behandelnden Arzt nicht erforderlich ist,

( wenn dem Mitarbeiter im Einzelfall kein Weigerungsrecht zusteht,

( wenn der Verbraucher mit der Durchführung der Maßnahme durch Pflegekräfte des Heimes einverstanden ist und im Übrigen in die Maßnahme eingewilligt hat.

Hilfsmittel
(3) Der Unternehmer stellt dem Verbraucher die erforderlichen Hilfsmittel gemäß § 40 SGB XI zur Verfügung. Medizinische Hilfsmittel i.S. des § 33 SGB V werden grundsätzlich nicht zur Verfügung gestellt, sofern nicht separate Vereinbarungen mit den Krankenkassen abgeschlossen worden sind, z.B. bei Inkontinenzartikeln.

Freie Arztwahl
(4) Ärztliche Leistungen werden vom Unternehmer nicht erbracht. Der Unternehmer vermittelt aber auf Wunsch und unter Wahrung der freien Arztwahl die ärztliche Betreuung des Verbrauchers.

Apothekenvertrag
(5) Der Unternehmer wird mit einer Apotheke einen Vertrag schließen, indem die Versorgung des Verbrauchers mit Arzneimitteln und apothekenpflichtigen Medikamenten geregelt wird. Grundsätzlich ist darüber hinaus der Verbraucher nicht verpflichtet, sich seine Medikamente über diese Apotheke zu besorgen.

3 Leistungen der sozialen Betreuung
Ziel
(1) Ziel der Leistungen der sozialen Betreuung ist insbesondere, Vereinsamung, Apathie, Depression und Immobilität zu vermeiden und dadurch einer Ver-schlimmerung der Pflegebedürftigkeit vorzubeugen beziehungsweise diese zu mindern. Die Leistungen der sozialen Betreuung dienen daher der Orientierung, der Gestaltung des persönlichen Alltags, der Bewältigung von Lebenskrisen, der Unterstützung bei den persönlichen Angelegenheiten und der Anleitung mit dem Ziel der eigenständigen Übernahme der Verrichtungen des täglichen Lebens.

Umfang
(2) Die Leistungen der sozialen Betreuung umfassen je nach Erfordernis des Einzelfalles zum Beispiel:

( Beratung und Unterstützung beim Einzug

( Kontakte zu Angehörigen und gesetzlichen Betreuern

( Beratung in persönlichen Angelegenheiten und Heimangelegenheiten

( Unterstützung beim Schrift- und Behördenverkehr

( Anleitung zum strukturierten Tagesablauf und zur Tagesgestaltung

( Angebote der Beschäftigungstherapie

( Maßnahmen zur Förderung der Selbsthilfe und Selbstständigkeit

( Hilfen bei der persönlichen Lebensführung

( Sterbebegleitung

Die Leistungserbringung soll das soziale Umfeld und die Angehörigen des Verbrauchers integrieren und seine Leistungen daran ausrichten.

4 Leistungen des Wohnens und der Unterkunft
Unterkunft

(2) Der Unternehmer überlässt dem Verbraucher:

( ein Einzelzimmer

(   ein Doppelzimmer zur Mitbenutzung.
‪ 

Größe
 (2) Die Größe des überlassenen Wohnplatzes beträgt ca…... m², er befindet sich in im Erdgeschoss/ in der 1.Etage und trägt die Nr….   Bei Doppel- bzw. Mehrbettzimmern bezieht sich die Größe auf die Gesamtfläche des zur Mitbenutzung überlassenen Raumes.

Ausstattung
(3) Das Zimmer ist:

(  individuell möblierbar

X  teilmöbliert mit:

· Pflegebett

· ‪ Kleiderschrank

· ‪ Nachttisch

· ‪ Tisch

· ‪ Stuhl ( Anzahl:2 )

· ‪ Sessel ( Anzahl: 1 )
· ‪ Leuchtkörper ( Anzahl:3 )

· ‪ Badezimmerschrank

· ‪ Garderobe

· ‪ Waschtisch

· ‪ .............................

· ‪ .............................

(4) Das Zimmer ist wie folgt ausgestattet:

(  Bad mit Dusche und WC

(  Bad /WC in gemeinsamer Nutzung

X  Telefonanschluss

X  Satellitenantenne/ TV - Anschluss
(  Balkon / Terrasse

X  Haus-Notrufsystem

(......................................... 

Persönliche Ausstattung
(5) Dem Verbraucher ist es gestattet, das Zimmer mit persönlichen Einrichtungs-gegenständen auszustatten. Über den Umfang des eingebrachten persönlichen Mobiliars ist vor dem Einzug unter Berücksichtigung der zu erbringenden Betreuungs- und Pflegeleistungen mit dem Unternehmer ein Einvernehmen herzustellen. Bei  einem Doppelzimmer ist grundsätzlich auf die Belange des Mitbewohners Rücksicht zu nehmen.

Ausstattung der Unternehmer
( ) Der Unternehmer bietet dem Verbraucher Räume zur Begegnung und zur Teilnahme am Gemeinschaftsleben des Hauses.

Zur Zeit stehen dem Verbraucher zur Verfügung:

( Speiseraum
( Wintergarten
( Gemeinschaftsraum „Treffpunkt“

( Therapieraum

( Bibliothek
( Garten
( ‪Friseur- bzw. Fusspflegeraum
‪Der Unternehmer behält sich vor,  dieses Angebot entsprechend der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen anzupassen und zu modifizieren.

Bauliche Veränderungen
(7) Bauliche Eingriffe oder Änderungen an baulichen oder technischen Einrichtungen wie Klingel, Lampen, Antennenanlagen usw. in dem überlassenen Wohnraum dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung des Unternehmers vorgenommen werden.

(8) Die Wohnraumüberlassung umfasst auch die Bereitstellung sonstiger sanitärer Einrichtungen, Heizung, Beleuchtung, Kalt- und Warmwasserversorgung, Müll- und Abwasserentsorgung, Durchführung der Reinigungs- und Instandhaltungsmaßnah-men, Instandhaltung nicht jedoch in Bezug auf die u.U. vom Verbraucher eingebrach-ten Gegenstände.

Sonstige Nebenleistungen
(9) Der vom Verbraucher überlassene Wohnraum ist bei Beendigung des Vertrages in ordnungsgemäßen Zustand zurückzugeben. Bei schuldhafter, vertragswidriger Abnutzung des Wohnraumes durch den Verbraucher trägt dieser die Kosten der dadurch notwendigen Instandsetzung.

Zutrittsgewährung
(10) Der Verbraucher hat dem Unternehmer oder einem Beauftragten des Unternehmers Zutritt zu dem ihm überlassenen Wohnraum zu gestatten, soweit dies zur Erfüllung der vertraglichen Pflichten erforderlich ist. Der Unternehmer ist berechtigt, bei Gefahr in Verzug oder Gefahr für Leib oder Leben den überlassenen Wohnraum des Verbrauchers auch ohne dessen Genehmigung zu betreten. Der Verbraucher hat sicherzustellen, dass der Unternehmer oder sein Beauftragter das Recht zum Betreten des überlassenen Wohnraums auch bei Abwesenheit des Verbrauchers wahrnehmen kann. Ein Betretungsrecht besteht auch für die Überprüfung des Zustandes der Unterkunft und zur Durchführung von Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten. Hierüber ist der Verbraucher rechtzeitig zu verständigen.

(11) Dem Wunsch des Verbrauchers, innerhalb des Heimes umzuziehen, soll – soweit möglich - entsprochen werden. Die Kosten des Umzuges gehen zu Lasten des Verbrauchers.

5 Leistungen der Verpflegung
(1) Der Unternehmer stellt eine abwechslungsreiche, dem derzeitigen ernährungswissenschaftlichen Erkenntnisstand entsprechende Verpflegung zur Verfügung. Der Unternehmer verpflichtet sich, entsprechend der Vorschriften des Rahmenvertrages unter Punkt „Unterkunft und Verpflegung“ die Verpflegungs-leistungen unter Beachtung der nachfolgenden Regelungen vorzuhalten.

Mahlzeiten
(2) Derr Unternehmer bietet dem Verbraucher folgende Mahlzeiten an, die im Entgelt für Unterkunft und Verpflegung enthalten sind:

( Frühstück

( Mittagessen

( Nachmittagskaffee

( Abendessen

( zzgl. Zwischenmahlzeiten

Das Frühstück wird entweder in Form eines Buffets oder eines Tischservices gereicht.

Beim Mittagessen kann zwischen............ Gerichten gewählt werden. Der Speiseplan wird im Voraus bekannt gegeben.

Das Abendessen wird entweder als Buffet oder als Tischservice gereicht.

Kostformen
(3) Der Unternehmer bietet folgende Kostformen an:

X  Vollkost

(  vegetarische Speisen

(  ärztlich angeordnete Diabetesdiät

(  ärztlich angeordnete Sonderkost

Getränke

(4) Alkoholfreie Getränke (versch. Mineralwasser, Säfte, Kakao, Kaffee, oder Tee) werden zu den Mahlzeiten unter Berücksichtigung des erhöhten Flüssigkeitsbedarfs in ausreichendem Umfang zur Verfügung gestellt. Die Auswahl der Getränke variiert entsprechend der Jahreszeiten und der vorgegebenen Mahlzeiten.

Speiseraum
(5) Die Mahlzeiten und Getränke werden grundsätzlich in den dafür vorgesehenen Räumen serviert. Kann der Verbraucher wegen Krankheit oder Pflegebedürftigkeit die gemeinschaftlichen Räumlichkeiten nicht aufsuchen, werden die Mahlzeiten ohne zusätzliche Entgeltberechnung im Zimmer serviert.

(6) Die Zeiten der Mahlzeiten sollen vom Unternehmer im Einverständnis mit dem Heimbeirat festgelegt und bekann gemacht werden.

Erstattung nicht beanspruchter Leistungen

(7) Sollte der Verbraucher Leistungen nicht in Anspruch nehmen, findet mit Ausnahme der Abwesenheitsregelung keine Erstattung von Verpflegungskosten statt. Bei andauernder, ausschließlicher Sondenernährung werden Lebensmittelkosten in Höhe von 92,78 € monatlich erstattet, sofern die Sondennahrung vollständig von der Krankenkasse finanziert wird.
6 Leistungen der Hauswirtschaft und Haustechnik
Reinigung der Räumlichkeiten
(1) Der Unternehmer ist für die Reinigung der Räumlichkeiten des Verbrauchers, als auch der Gemeinschaftsräumlichkeiten entsprechend der Vorgaben des Rahmenver-

trages verantwortlich. Der Umfang und die Häufigkeit der Reinigungsarbeiten können dem Reinigungsplan entnommen werden.

Gebrauchswäsche
(2) Der Unternehmer stellt den pflegebedürftigen Verbrauchern Oberbetten, Kissen, Bettwäsche und Handtücher ohne zusätzliche Berechnung zur Verfügung.

Instandhaltung der Hausanlagen
(3) Der Unternehmer ist verantwortlich für die Instandhaltung, Wartung und Unterhaltung hauseigener Anlagen und Unternehmensgegenstände in den Räumen. Die Unterhaltung der Gebäude und Außenanlagen gehört zu den Regelleistungen des Unternehmers.

Betretungsrechte

(4) Der Verbraucher ist verpflichtet, dem Reinigungs- und Hauspersonal zur Durchführung der Reinigungs- bzw. Installations- und Instandhaltungsarbeiten Zutritt in den Wohnraum zu gewähren.

Persönliche Wäsche des Verbrauchers
(5) Auf Wunsch des Verbrauchers übernimmt der Unternehmer auch das Waschen, Bügeln und Mangeln der Privatwäsche des Verbrauchers, sofern es sich um maschinell waschbare und bügelbare Wäsche- und Kleidungsstücke handelt und die Wäsche bzw. Kleidung entsprechend dem Kennzeichnungsschema des Hauses gekennzeichnet ist.

Chemische Reinigung
(6) Gekennzeichnete Bekleidungsstücke, die nicht maschinell gewaschen und gebügelt werden können, werden auf Wunsch des Verbrauchers gegen Weiterberechnung der entsprechenden Kosten an diesen in eine Textilreinigung gegeben.

Wäschekennzeichnung
(7) Der Verbraucher hat seine Wäsche zu kennzeichnen. Soweit diese Wäschekennzeichnung nicht vorgenommen wurde, ist der Unternehmer berechtigt, die Wäsche kennzeichnen / patchen zu lassen.

Haftung
(8) Für den vom Unternehmer übernommenen Wäschedienst gilt, dass für solche Kleidungsstücke, die nicht namentlich gekennzeichnet worden sind, keinerlei Haftung für Abhandenkommen übernommen werden kann.

7 Zusatzleistungen
Definition
(1) Zusatzleistungen gemäß § 88 Abs. 1 SGB XI sind die über das Maß des Notwendigen hinausgehenden Leistungen der Pflege sowie der Unterkunft und Verpflegung, die durch den Pflegebedürftigen individuell wählbar und mit ihm zu vereinbaren sind.

Inhalt
(2) Die Zusatzleistungen umfassen:

(  besondere Komfortleistungen bei Unterkunft und Verpflegung,

(  zusätzliche pflegerisch-betreuende Leistungen.

Der Umfang der nach diesem Vertrag zu gewährenden besonderen Komfortleistungen bei Unterkunft und Verpflegung und der zusätzlichen pflegerisch-betreuenden Leistungen sowie die dafür erhobenen Entgelte ergeben sich aus der Anlage 2.
Die Erbringung dieser Zusatzleistungen erfolgt aufgrund gesonderter Vereinbarung zwischen den Vertragsparteien.

Verzicht
(3) Ein künftiger Verzicht des Verbrauchers auf regelmäßig in Anspruch genommene Zusatzleistungen ist dem Träger spätestens zum 3. Werktag eines Monats mit Wirkung zum Monatsende schriftlich oder zur Niederschrift mitzuteilen..

Anpassung des Angebotes
(4) Der Unternehmer ist berechtigt, sein Angebot an Zusatzleistungen hinsichtlich Art und Umfang jederzeit durch einseitige Erklärung zu erweitern oder einzuschränken. Soweit eine Einschränkung des bisherigen Leistungsangebotes erfolgt, ist dies dem Verbraucher spätestens zum dritten Werktag eines Monats mit Wirkung zum Ablauf des übernächsten Monats schriftlich mitzuteilen.

Anpassung der Entgelte
(5) Der Unternehmer macht die Erhöhung der Entgelte für Zusatzleistungen mit einer Frist von 4 Wochen vor dem Zeitpunkt, an dem die Erhöhung wirksam werden soll, schriftlich geltend.

Mitteilung
(6) Das Leistungsangebot und die Leistungsbedingungen der Zusatzleistungen werden mit den Landesverbänden der Pflegekassen und den überörtlichen Trägern der Sozialhilfe auf Landesebene vor Leistungsbeginn schriftlich mitgeteilt.

8 Sonstige Leistungen

Inhalt
(1) Der Unternehmer bietet den Verbrauchern sonstige Leistungen an, die mit dem Verbraucher individuell vereinbart werden können. Die von dem Unternehmer angebotenen sonstigen Leistungen sowie die dafür erhobenen Entgelte ergeben sich aus Anlage 1.

Anpassung des Angebots
(2) Der Unternehmer ist berechtigt, sein Angebot an sonstigen Leistungen hinsichtlich Art und Umfang jederzeit durch einseitige Erklärung zu erweitern oder einzuschränken. Soweit eine Einschränkung des bisherigen Leistungsangebots erfolgt, ist dies dem Verbraucher spätestens am dritten Werktag eines Monats mit Wirkung zum Ablauf des übernächsten Monats schriftlich mitzuteilen.

Anpassung der Entgelte
(4) Ein zukünftiger Verzicht des Verbrauchers auf regelmäßig in Anspruch genommene Leistungen ist dem Träger spätestens zum 3. Werktag eines Monats mit Wirkung zum Monatsende schriftlich oder zur Niederschrift mitzuteilen.

III   Entgelte
1 Höhe der Leistungsentgelte
(1) Der Unternehmer ist berechtigt, dem Verbraucher leistungsgerechte Entgelte zu berechnen. Die Entgelte für die Leistungen dieses Vertrages richten sich nach den Vereinbarungen, die zwischen dem Unternehmer bzw. seinem Verband und den öffentlichen Kostenträgern (Pflegekassen und Sozialhilfeträgern) nach den einschlägigen Vorschriften des SGB XI und SGB XII vereinbart werden. Für die Berechnung der Pflegeleistungen ist die Pflegestufe des Verbrauchers maßgeblich.

Bei dem Unternehmer handelt es sich um eine nicht geförderte Einrichtung im Sinne des § 82 SGB XI. Soweit die Investitionsaufwendungen nicht durch öffentliche Förderung gedeckt sind, kann der Unternehmer die Investitionskosten dem Verbraucher gesondert berechnen.

(2) Das Gesamtentgelt besteht aus folgenden Entgeltbestandteilen:

· dem Entgelt für Pflegeleistungen

· dem Entgelt für Unterkunft und Verpflegung
· den Investitionskosten

Das Entgelt für Pflegeleistungen für die einzelnen Pflegestufen beträgt zur Zeit täglich: 

Pflegestufe 0 / G                    

19,81 €

Pflegestufe I                          

35,58 €

Pflegestufe II                         

47,09 €

Pflegestufe III                       

57,19 €

Das Entgelt für Unterkunft

beträgt zurzeit täglich:            
15,22 €

Darin ist ein Lebensmittelsatz von täglich 4,21 € enthalten.

Investitionskostensatz
Das Entgelt für den vom Verbraucher zu übernehmenden Investitionskostenanteil beträgt zurzeit täglich: 19,04 € für ein Doppelzimmer.
Eine Differenzierung des Investitionskostensatzes ist zulässig, soweit eine öffentliche Förderung von betriebsnotwendigen Investitionskosten nicht oder nur für einen Teil des Heimes erfolgt oder Vergütungsvereinbarungen nach § 75 Abs. 2 SGB XII für Sozialhilfeempfänger getroffen worden sind. Erhält der Verbraucher Sozialhilfe, so wird für die Dauer der mit dem Sozialhilfeträger vereinbarte bzw. von der Schiedsstelle festgesetzte Investitionskostensatz an Stelle des vertraglich vereinbarten Investitionskostensatzes in Rechnung gestellt.

Der mit der Sozialhilfe vereinbarte Satz beträgt 17,00 € täglich.

Sollte sich im nachhinein herausstellen, dass der Verbraucher keine Sozialhilfe beanspruchen konnte, behält sich der Unternehmer das Recht vor, eine Nachberechnung entsprechend des vertraglich geschuldeten Investitionskostensatzes vorzunehmen.

Das Gesamtleistungsentgelt beträgt zurzeit für die 

Pflegestufe 0 / G                     1.644,81 €

Pflegestufe I                            1.101,53 €

Pflegestufe II                           1.195,67 €

Pflegestufe III                          1.271,91 €

Der Verbraucher ist zurzeit in die Pflegestufe … eingestuft. 

Sollte eine Einstufung durch den MDK noch nicht erfolgt sein, richtet sich die Pflegestufe vorläufig nach der Einschätzung der Einrichtung.
Daraus ergibt sich ein vom Verbraucher zu zahlendes Gesamtleistungsentgelt von täglich:

Pflegevergütung:                      ...............................

Unterkunft und Verpflegung:   ..............................

Investitionskosten:                    ..............................

Gesamtsumme täglich:             ..............................

Gesamtsumme monatlich:        ..............................

Der Verbraucher ist dem Unternehmer gegenüber zur Zahlung des Gesamtleistungsentgeltes verpflichtet. Er wird darauf hingewiesen, dass er bei Vorliegen der Leistungsvoraussetzungen von der gesetzlichen Pflegekasse ja nach Pflegestufe den in § 43 SGB XI vorgesehenen Zuschuss für die vollstationäre Pflege erhält. Für Beihilfeberechtigte gelten gesonderte Regelungen.

Die Entgelte der Pflegestufe 0 / G bestimmen sich nach der Vergütungsvereinbarung des Unternehmers mit dem Sozialhilfeträger gemäß §75 Abs. 2 Satz 2 SGB XII.

Die nach diesem Vertrag vorgesehenen Entgelte werden auch im Verhältnis zu privat pflegeversicherten und nicht pflegeversicherten Verbrauchern wirksam vereinbart.

Entgelt für Zusatzleistungen

(3) Das Entgelt für Zusatzleistungen wird auf der Basis der aus Anlage 2 ersichtlichen Einzelpreise gesondert abgerechnet.

Abrechnungsmodalitäten
(4) Für nicht in Anspruch genommene Leistungen erfolgt grundsätzlich keine Rückvergütung. Ausnahmen im Falle von Abwesenheit und Sondennahrung ergeben sich aus diesem Vertrag nicht.

Da die Entgelte im Rahmen der Vergütungsvereinbarungen festgelegt worden sind, kann auch nicht durch eine Vereinbarung zwischen dem in der Pflegeversicherung versicherten Verbraucher und dem Unternehmer abgewickelt werden, da der Inhalt der Vergütungsvereinbarungen bindend ist. Erhöhungen und Ermäßigungen aufgrund der Vergütungsvereinbarungen gelten zwischen dem Verbraucher und dem Unternehmer von dem in der Vergütungsvereinbarung festgelegten Zeitpunkt an.  Die Veränderungen sind dem Verbraucher rechtzeitig vier Wochen vorher anzuzeigen.

2 Entgelt bei Pflegeeinstufungen
Pflegeeinstufung
(1) Bei pflegebedürftigen Verbrauchern bemisst sich die Höhe des zu zahlenden Entgeltes nach der Art und Schwere der Pflegebedürftigkeit. Bei erheblicher Veränderung des Hilfe- und Pflegebedarfes stellt der Verbraucher auf Anforderung des Unternehmers bei der Pflegekasse einen entsprechenden Antrag auf Neueinstufung der Pflegebedürftigkeit. Der Verbraucher verpflichtet sich, dem Unternehmer unverzüglich nach Erhalt eine Kopie des Einstufungsbescheids der Pflegekasse zuzuleiten.

Änderung der Pflegestufe
 Kommt der Verbraucher nach schriftlicher Aufforderung und Begründung seiner Verpflichtung auf Stellung des Höherstufungsantrages nicht nach, kann der Unternehmer ab dem ersten Tag des zweiten Monats nach schriftlicher Aufforderung den Pflegesatz vorläufig nach der nächsthöheren Pflegekasse berechnen. Lehnt der MDK die Höherstufung ab, zahlt der Unternehmer den Verbrauchern den überzahlten Betrag unverzüglich zurück, der Rückzahlungsbetrag ist rückwirkend mit 5 % zu verzinsen.

(2) Bei pflegebedürftigen Verbrauchern, bei denen sich der Hilfe- und Pflegebedarf verändert hat, kann der Unternehmer bis zum Vorliegen des Bescheides der Pflegekasse die Entgelte entsprechend der Ergebnisse der Pflegedokumentation berechnen. Lehnt der MDK eine Höherstufung ab, zahlt der Unternehmer dem Verbraucher den überzahlten Betrag zurück.

Schuldner
(3) der Unternehmer ist berechtigt und verpflichtet, das Entgelt für die Pflegeleistungen anhand des MDK-Gutachtens bzw. des Pflegekassenbescheides neu festzusetzen. Das veränderte Entgelt für die sich aus der Neueinstufung ergebende Pflegestufe ist vom Verbraucher ab dem Tag zu zahlen, der im Einstufungsbescheid genannt ist, eine Nachberechnung des Entgelte erfolgt durch den Unternehmer nach Bekanntgabe des Einstufungsbescheides.

3 Zahlung des Entgeltes
Abrechnung
(1) Schuldner des Entgeltes ist grundsätzlich der Verbraucher. Soweit ein öffentlicher Kostenträger (z.B. Krankenkasse, Sozialhilfeträger, Pflegekasse) die Zahlung der vorgenannten Entgelte ganz oder teilweise übernimmt, erfolgt die Abrechnung unmittelbar gegenüber dem Kostenträger. Dieser wird ermächtigt, die Zahlungen unmittelbar an den Unternehmer zu leisten. Der Verbraucher erhält eine Abschrift der Abrechnung.

Eigenleistung
(2) Soweit Kostenträger Entgelte dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht übernehmen, ist der Verbraucher verpflichtet, den entsprechenden Differenzbetrag selbst zu tragen.

Zahlung des Sozialhilfeträgers

(3) Tritt der Sozialhilfeträger ergänzend in die Zahlung der Entgelte ein, erfolgt die Abrechnung unmittelbar zwischen dem Unternehmer und dem Sozialhilfeträger. Der Sozialhilfeträger wird ermächtigt, die Zahlung direkt an den Unternehmer zu leisten. Der Verbraucher erhält eine Kopie der jeweiligen Abrechnung.

Zusatzleistungen
(4) Das Entgelt für Zusatzleistungen ist innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Rechnung zur Zahlung fällig.

Zusatzleistungen sind vom Verbraucher zu tragen.

Bankverbindung

(5) die Entgelte sind jeweils am 3. des Monats fällig. Sie sind auf folgendes Konto zu überweisen:

Kontonummer:                 50733741
Kreditinstitut:                   Sparkasse Hildesheim
Bankleitzahl (BLZ):         25950130
Dem Verbraucher wird empfohlen, am bargeldlosen Zahlungsverkehr durch Einzugsermächtigung teilzunehmen.

4 Berechnung der Entgelte

Beginn und Ende
(1) Das Gesamtentgelt wird für den Tag der Aufnahme in das Pflegeheim sowie für jeden weiteren Tag des Aufenthaltes in der Einrichtung berechnet.

(2) Die Zahlungspflicht endet mit dem Tag, an dem der Verbraucher aus dem Heim entlassen wird. Zieht der Verbraucher in eine andere Einrichtung, wird der Verlegungstag nicht berechnet.

5 Abwesenheitsregelung
Freihaltung

(1)Soweit vertragliche Leistungen vorübergehend, zum Beispiel aufgrund eines Krankenhausaufenthaltes, einer Rehabilitationsmaßnahme oder wegen Urlaubs nicht in Anspruch genommen werden können, wird das Vertragsverhältnis nicht berührt. Der Pflegeplatz ist im Fall vorübergehender Abwesenheit von bis zu 42 Tagen im Kalenderjahr für den Pflegebedürftigen freizuhalten. Abweichend hiervon verlängert sich der Abwesenheitszeitraum bei Krankenhausaufenthalten und bei Aufenthalten in RehabilitationsUnternehmeren für die Dauer dieser Aufenthalte.

Ist erkennbar, dass der Verbraucher nicht mehr in die Pflegeeinrichtung zurückkehrt, wirkt der Unternehmer auf eine unverzügliche Beendigung des Heimvertrages hin.

Rahmenvertragsregelung zur Entgeltfortzahlung
(2) Bei einem stationären Krankenhausaufenthalt oder bei einer medizinischen Rehabilitation oder einer  stationären Vorsorgekur gelten für die Entgeltfortzahlung die Regelungen des Rahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI.

Da die Rahmenvertragsregelungen nicht die Investitionskosten betreffen, besteht hierfür eine Zahlungsverpflichtung auch bei Abwesenheit des Verbrauchers.

Ein Krankenhausaufenthalt und die damit im Zusammenhang stehende Anschlussheilbehandlung bzw. eine kurzfristige Unterbrechung eines Krankenhausaufenthaltes (bis zu fünf Tagen) gelten als zusammenhängende vorübergehende Abwesenheit bei der befristeten Weiterzahlung der Pflegevergütung und des Entgeltes für Unterkunft und Verpflegung.

Ein Abwesenheitstag setzt eine 24-stündige Abwesenheit an diesem Tag voraus.

(3) Eine Rückvergütung bei Abwesenheit wird mit der nächsten Heimkostenrechnung verrechnet.

Bei Personen, die Sozialhilfe  beziehen, wird der ermittelte Rückzahlungsbetrag als Einkommen gewertet, so dass der Sozialhilfeträger diesbezüglich einen Rückzahlungsanspruch hat. Aufgrund bestehender Vereinbarungen mit dem Sozialhilfeträger wird daher der Erstattungsbetrag rückwirkend auf die Heimkosten angerechnet und im Folgemonat verrechnet. Auf Anforderung des Kostenträgers weist der Unternehmer die Zahlung des Erstattungsbetrages nach.

(4) Eine voraussichtliche Abwesenheit ist dem Unternehmer rechtzeitig anzuzeigen.

6 Festlegung und Änderung der Entgelte
Pflegeleistungen und Unterkunft und Verpflegung
(1) Die Entgelte für die allgemeinen Pflegeleistungen, sowie für Unterkunft und für Verpflegung werden in den Vergütungsvereinbarungen gemäß §§ 84 bis 87a SGB XI festgelegt. Die Entgelte können nicht durch eine von der Vergütungsvereinbarung abweichende Vereinbarung zwischen dem Verbraucher und dem Unternehmer verhandelt werden. Der Unternehmer ist durch gesetzliche Vorschriften an den Inhalt der Vergütungsvereinbarung gebunden, so dass im Verhältnis zum Verbraucher ein Zustimmungsanspruch zur Entgelterhöhung besteht, da die Kostenträger die Angemessenheit der Vereinbarung überprüft hat. Gemäß § 85 Abs. 6SGB XI gilt die Pflegesatzvereinbarung gegenüber den Verbrauchern unmittelbar.

Gleichwohl hat der Unternehmer die Entgelterhöhung entsprechend §9 WBVG rechtzeitig vier Wochen vorher mitzuteilen und zu begründen.

Investitionskosten
(2) Das Entgelt für die Investitionskosten wird bei nicht geförderten Unternehmern gemäß §82 Abs. 4 SGB XI bei Sozialhilfeempfängern aufgrund einer Vereinbarung mit dem Sozialhilfeträger entsprechend § 75 Abs. 2 Satz 2 SGB XI übernommen. Bei Unternehmern, die nach Landesrecht gemäß § 82 Abs. 3 SGB XI gefördert sind, werden die Investitionskosten mit Zustimmung der entsprechenden Landesbehörde in Rechnung gestellt.

Entgelterhöhungen
(3 Der Unternehmer wird bei Veränderungen der bisherigen Berechnungsgrundlagen die Kostenträger zu Vergütungsvereinbarungen auffordern. Die Kostenträger prüfen im Rahmen der Entgeltverhandlung, ob die Vergütungskalkulation des Unternehmers angemessen und wirtschaftlich ist. Entsprechend der Regelung des § 85 Abs. 6 SGB XI ist das Ergebnis der Vergütungsverhandlung von dem Unternehmer sowohl hinsichtlich der vereinbarten Höhe als auch hinsichtlich des vereinbarten Zeitpunktes umzusetzen, indem das Entgelt des Vertrages angepasst wird. Der Unternehmer wird die Verbraucher deshalb informieren, wenn sich die bisherige Berechnungsgrundlage verändert hat und Vergütungsverhandlungen mit den Kostenträgern durchgeführt werden.

Entgelterhöhungen aufgrund von Investitionsaufwendungen des Unternehmers sind nur zulässig, soweit sie nach der Art des Heimes betriebsnotwendig sind und nicht durch öffentliche Förderung gedeckt werden.

Verfahren zur Entgelterhöhung  

(4) Eine Erhöhung des Entgeltes wird nur dann wirksam, wenn sie vom Unternehmer dem Verbraucher gegenüber spätestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt, an dem sie wirksam werden soll, schriftlich angekündigt und begründete wird. Die Begründung hat anhand der Leistungsbeschreibung und der Entgeltbestandteile des Heimvertrages unter Angabe des Umlagemaßstabs die Positionen zu beschreiben, für die sich Kostensteigerungen ergeben. Dabei sind sowohl die bisherigen als auch die vorgesehenen neuen Entgeltbestandteile zu benennen. Sowohl  Verbraucher als auch Heimbeirat bzw. Heimfürsprecher haben Gelegenheit, die Unternehmerangaben durch Einsichtnahme in die Kalkulationsunterlagen zu prüfen. Sie sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, wenn ihnen bei der Einsichtnahme Betriebsgeheimnisse bekannt werden.

Beteiligung des Heimbeirats
(5) Der Unternehmer verpflichtet sich, Vertreter des Heimbeirats rechtzeitig vor Vergütungsverhandlungen mit den Pflegekassen zu informieren und ihnen unter Vorlage nachvollziehender Unterlagen die wirtschaftliche Notwendigkeit und Angemessenheit der geplanten Erhöhung zu erläutern. Zudem ist der Unternehmer verpflichtet, dem Heimbeirat Gelegenheit zu einer schriftlichen Stellungnahme zu geben.

Zustimmung/Unmittelbare Umsetzung der Vergütungsvereinbarung
(6) Bei Leistungsempfängern des SGB XI und SGB XII wird eine Erhöhung des Entgeltes wirksam, soweit dass erhöhte Entgelt den Regelungen der Pflegeversicherung bzw. den geschlossenen Vereinbarungen entspricht. Die Erhöhung des Entgelts bedarf der Zustimmung des Verbrauchers, wenn es sich nicht um Empfänger von SGB XI-Leistungen handelt, bei denen die Pflegekassen keine Vergütungsvereinbarungen geschlossen haben.

Kürzung
(7) Erbringt der Unternehmer die vertraglichen Leistungen ganz oder teilweise oder weisen sie nicht unerhebliche Mängel auf, kann der Verbraucher unbeschadet weitergehender zivilrechtlicher Ansprüche bis zu 6 Monate rückwirkend eine an-
gemessene Kürzung des Entgelts verlangen. Dies gilt nicht, soweit nach § 115 Abs. 3 SGB XI wegen desselben Sachverhalts ein Kürzungsbetrag vereinbart oder festgelegt worden ist.

(8) Ist der Verbraucher der Ansicht, dass der Unternehmer eine vertragliche Leistung ganz oder teilweise nicht erbringt oder sie nicht unerhebliche Mängel aufweist, so hat er dem Unternehmer dies unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige ist die Voraus-setzung für die Geltendmachung eines Kürzungsverlangens.

(9) Weitere Voraussetzung für das Kürzungsverlangen ist, dass den Unternehmer an der ganz oder teilweisen Nichterbringung der Leistung bzw. dem Vorhandensein des Mangels ein Verschulden trifft.

IV    Vertragslaufzeit
1 Dauer des Vertrages
Vertragsdauer
(1) Der Vertrag wird abgeschlossen mit Wirkung zum  ……...
Vertragsbeendigung

(2) Erfolgt nach Vertragsabschluss kein Einzug in die Einrichtung des Unternehmers, muss der Vertrag von dem Verbraucher schriftlich gekündigt werden.

(3) Der Vertrag wird abgeschlossen

(  auf unbestimmte Zeit

( befristet bis zum Tag des Auszuges am …….
Befristungsgründe
Die Befristung ist begründet durch:

(  vorübergehende Aufnahme zur Kurzzeitpflege

(  Probewohnen

(  Sonstiges

(4) Das Vertragsverhältnis endet:
(  durch Kündigung
X  im Todesfall des Verbrauchers
X  durch vertragliche Vereinbarung.

2 Anpassung des Vertrages

Erhöhter Betreuungsbedarf
(1) Der Unternehmer passt seine Leistungen, soweit ihm dies möglich ist, einem erhöhten oder verringerten Betreuungsbedarf des Verbrauchers an und bietet die hierzu erforderlichen Änderungen des Vertrages an. Sowohl der Unternehmer  als auch der Verbraucher können die erforderlichen Änderungen verlangen. Der Unternehmer hat die Änderungen der Art, des Inhaltes und des Umfanges der Leistungen sowie ggf. der Entgelte schriftlich darzustellen und gemäß § 8 Abs. 3 zu begründen. Entsprechend der Vorabinformation und der Regelung unter II Nr. 1 Abs. 7 dieses Vertrages ist dargestellt, bei welchen Veränderungen des Pflege- und Betreuungsbedarfes eine Vertragsanpassung ausgeschlossen ist.

(2) Das Vertragsverhältnis ist darauf ausgerichtet, dass der Verbraucher die Differenz zwischen der nicht von der Pflegekasse gezahlten Entgelte

(   als Eigenleistung erbringt oder

(   diese vom Sozialhilfeträger erstattet werden.

Option der Änderung
(3) Sollte aufgrund einer Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse die Zahlungsverpflichtung des Sozialhilfeträgers begründet werden und dieser die vollständige Bezahlung der Investitionskostensatzes ablehnen, ist der Unternehmer berechtigt, insoweit eine Anpassung des Vertragsverhältnisses vorzunehmen, als dem Verbraucher auch nur die Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt werden können, für die entsprechend der sozialhilferechtlichen Vorgaben der Sozialhilfeträger konkret die Kosten übernimmt. Der Unternehmer ist daher berechtigt, für diesen Fall eine Änderungskündigung des Vertrages aus wichtigem Grund auszusprechen und dem Verbraucher ein anderes Zimmer anzubieten.

3 Beendigung des Vertrages durch Kündigung
Kündigung durch den Verbraucher
(1) Der Verbraucher kann den Vertrag spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats für den Ablauf desselben Monats schriftlich kündigen. Bei einer Erhöhung des Entgelts ist eine Kündigung durch den Verbraucher abweichend von Satz 1 jederzeit für den Zeitpunkt möglich, an dem die Erhöhung wirksam werden soll. Die Kündigung hat unverzüglich nach Kenntnisnahme von der Entgelterhöhung zu erfolgen. Der Heimvertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn dem Verbraucher die Fortsetzung des Heimvertrags bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zuzumuten ist. Auf §626 Abs. 2 BGB (fristlose Kündigung aus wichtigem Grund) wird Bezug genommen. Die Kündigung bedarf der schriftlichen Form.

(2) Hat in den Fällen des  IV, 3 (1), Satz 3 der Unternehmer den Kündigungsgrund zu vertreten, hat er dem Verbraucher eine angemessene anderweitige Unterkunft und Betreuung zu zumutbaren Bedingungen nachzuweisen und ist zum Ersatz der Umzugskosten in angemessenem Umfang verpflichtet. Im Falle des Abs. 1 Satz 3 dieses Vertrages kann der Verbraucher den Nachweis einer angemessenen anderweitigen Unterkunft und Betreuung auch dann verlangen, wenn er noch nicht gekündigt hat. § 115 Abs. 4 SGB XI bleibt unberührt.

Probezeitregelung

(3) Die ersten zwei Wochen nach Abschluss des Vertrages gelten als Probezeit, bei der der Verbraucher das Vertragsverhältnis jederzeit ohne Einhaltung einer Frist kündigen kann. Wird dem Verbraucher erst nach Beginn des Vertragsverhältnisses eine schriftliche Ausfertigung des Heimvertrages ausgehändigt, so verlängert sich die Kündigungsfrist bis zum Ablauf von zwei Wochen nach der Aushändigung des Vertrages.

Kündigung durch den Unternehmer aus wichtigem Grund
(4) Der Unternehmer kann den Vertrag nur aus wichtigem Grund kündigen. Die Kündigung  durch den Unternehmer  bedarf der schriftlichen Form und ist zu begründen.

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn

1.der Betrieb der Einrichtung eingestellt, wesentlich  eingeschränkt oder in seiner Art      

   verändert wird und die Fortsetzung des Vertrags für den Unternehmer eine Härte  

   bedeuten würde,

2. der Unternehmer eine fachgerechte Pflege- oder Betreuungsleistung nicht erbringen 

    kann, weil

a) der Verbraucher eine vom Unternehmer angebotene Anpassung der Leistungen nach § 8 Abs. 1 nicht annimmt oder

b) der Unternehmer eine Anpassung der Leistungen aufgrund eines Abschlusses nach § 8 Abs. 4 WBVG nicht anbietet und dem Verbraucher deshalb ein Festhalten an dem Vertrag nicht zuzumuten ist.

3. der Verbraucher seine vertraglichen Pflichten schuldhaft so gröblichst verletzt, dass 

    dem Unternehmer die Fortsetzung des Vertrags nicht zugemutet werden kann,

4. der Verbraucher für zwei aufeinanderfolgenden Termine mit der Einrichtung des 

    Entgelts oder eines Teils des Entgelts, der das Entgelt für einen Monat übersteigt, 

    im Verzug ist,

5. in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt mit der 

    Entrichtung des Entgelts in Höhe eines Betrages in Verzug gekommen ist, der das 

    Entgelt für zwei Monate erreicht.
6. wenn eine Bezahlung der Investitionskosten nicht mehr als Selbstzahler erfolgt,   

   sondern der Sozialhilfeträger eintreten muss und dieser die Übernahme der

   Investitionskosten verweigert. In diesem Fall soll sich der Unternehmer bemühen,  

   dem Verbraucher einen Heimplatz anzubieten, der mit dem Sozialhilfeträger      

   vereinbart worden ist.

(5) In den Fällen des IV, 3 Nr. 5 ist die Kündigung ausgeschlossen, wenn der Unternehmer vorher befriedigt wird. Sie wird unwirksam, wenn bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Eintritt der Rechtshängigkeit des Räumungsanspruchs hinsichtlich des fälligen Entgelts der Unternehmer befriedigt wird oder eine öffentliche Stelle sich zur Befriedigung verpflichtet.

Eine Kündigung des Vertrages zum Zwecke der Erhöhung des Entgelts ist ausgeschlossen.

Kündigungsfristen
(6) In den Fällen des IV 4 Nr. 2-4 kann der Unternehmer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In den übrigen Fällen des IV 4 Nr. 1 und 2 dieses Vertrages ist die Kündigung spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats für den Ablauf des nächsten Monats zulässig.

(7) Hat der Unternehmer nach Abs.4 Nr. 1 und 2 dieses Vertrages gekündigt, so hat er dem Verbraucher eine angemessene anderweitige Unterbringung zu zumutbaren Bedingungen nachzuweisen. In den Fällen des Abs. 4 Nr. 1 dieses Vertrages hat der Unternehmer die Kosten des Umzugs in angemessenem Umfang zu tragen.

Kündigung bei Kurzzeitpflege
 (8) Soweit der Verbraucher nur vorübergehend aufgenommen wird, kann der Vertrag von beiden Vertragsparteien nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. Die Kündigung ist ohne Einhaltung einer Frist zulässig. Sie bedarf der schriftlichen Form und ist zu begründen.

Räumung
(9) Bei Kündigung endet das Vertragsverhältnis zu dem festgelegten Zeitpunkt. Die Unterkunft muss geräumt und in ordnungsgemäßem Zustand zurückgegeben werden.

Wird die Unterkunft nach Beendigung des Vertragsverhältnisses nicht innerhalb von zwei Tagen nach Vertragsende geräumt, ist der Unternehmer berechtigt, die vom Verbraucher eingebrachten Gegenstände auf Kosten des Verbrauchers einzulagern.

4 Beendigung des Vertrages durch Tod
(1) Das Vertragsverhältnis endet mit dem Tod des Verbrauchers. Für die Zeit nach dem Tod des Verbrauchers wird bis zur Wiederbelegung des Zimmers, jedoch längstens für 14 Tage das Entgelt für die Investitionskosten und Wohnraum weiter berechnet. In diesen Fällen ermäßigt sich das Entgelt um den Wert der vom Unternehmer ersparten Aufwendungen gemäß § 4 Abs. 3 WBVG. Diese Regelung kommt nicht zur Anwendung, wenn der Verbraucher nur vorübergehend aufgenommen wird oder wenn für Pflegebedürftige im Sinne des SGB XI zwingende andere Regelungen vorrangig zur Anwendung kommen. Der Unternehmer ist nach dem Tod des Verbrauchers berechtigt, den Wohnraum an neue Interessenten zu vergeben.

Benachrichtigung im Todesfall
(2) Der Verbraucher weist den Unternehmer an, für den Fall seines Todes folgende Person zu benachrichtigen:

………………..
(Name / Anschrift / Telefon)

im Verhinderungsfall an:

....................................................................................................................................................................................................................................................................................(Name / Anschrift / Telefon)

Verwahrung und Entsorgung
(3) Im Falle des Todes des Verbrauchers gehen die eingebrachten persönlichen Sachen in das Eigentum der Erben über. Die Erben sind verpflichtet, das vom verstorbenen Verbraucher bewohnte Zimmer innerhalb von zwei Tagen zu räumen und geräumt an den Unternehmer herauszugeben. Eine Verwahrung beim Unternehmer ist maximal für 7 Tage und für ein Entgelt in Höhe von ............€/Tag möglich. Nach Ablauf dieser Frist ist der Unternehmer berechtigt, die zurückgelassenen Gegenstände durch eine Spedition abholen und einlagern zu lassen. Die Kosten tragen die gesetzlichen Erben des Verbrauchers.

Aushändigung der Gegenstände
(4) Unbeschadet einer etwaigen letztwilligen Verfügung oder der gesetzlichen Erbfolge sind die persönlichen Unternehmers- und Gebrauchsgegenstände an

Herrn / Frau 

oder im Verhinderungsfalle an

Herrn / Frau ............................... in .....................................................

auszuhändigen.

Bestattungsinstitut
(5) Folgendes Bestattungsinstitut ist zu benachrichtigen:

………………….………….          

( Name / Anschrift / Telefon)

Hieraus folgt keine Übernahme der Bestattungskosten durch das Heim.
V      Sonstige Bestimmungen
1 Gebrauchsüberlassung
Gebrauchsüberlassung an Dritte
(1) Der Verbraucher ist nicht berechtigt, seine Unterkunft ohne Zustimmung des Unternehmers einem Dritten auch nur vorübergehend zum Gebrauch zu überlassen.

(2) Die Übertragung oder Abtretung der Rechte aus diesem Vertrag auf bzw. an Dritte ist unzulässig.

2 Tierhaltung

Die Haltung von Tieren ist möglich. Sie bedarf jedoch der vorherigen Zustimmung des Unternehmers. Die Zustimmung soll nur dann versagt oder widerrufen werden, wenn das Tier den Heimalltag stört oder der Verbraucher die Versorgung und Pflege des Tieres nicht bzw. nicht mehr gewährleisten kann.

3 Haftung
Haftungsbeschränkung
(1) Für Sachschäden haften Verbraucher und Unternehmer einander im Rahmen dieses Vertrages nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Für Personenschäden gelten die gesetzlichen Bedingungen.

(2) Es wird dem Verbraucher empfohlen, eine entsprechende Privathaftpflicht – und Hausratversicherung abzuschließen.

 4 Elektrogeräte
(1) Die Inbetriebnahme von Elektrogeräten, die einen erhöhten Energieaufwand oder besondere Geräuschbelästigung verursachen, bedarf der Zustimmung der Heimleitung.

(2) Die Geräte müssen den sicherheitstechnischen Bestimmungen entsprechen. Diesbezügliche Wartungs- und Reparaturkosten für die jährlichen Überprüfungen trägt der Verbraucher.
5 Informations- und Beschwerderechte

Der Verbraucher hat das Recht, sich über die Dienstleistungserbringung unmittelbar bei der Leitung des Unternehmers oder beim Träger beraten zu lassen sowie sich über Mängel zu beschweren. Der Unternehmer verpflichtet sich, auf eine schriftliche Beschwerde schriftlich zu antworten.

Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde
Der Verbraucher hat darüber hinaus das Recht, sich bei der zuständigen Heimaufsichtsbehörde oder der Arbeitsgemeinschaft beraten zu lassen sowie sich über Mängel bei der Erbringung der im Heimvertrag vorgesehenen Leistungen zu beschweren.

Die Anschrift des Trägers lautet:

Senioren – und Pflegeheim Haus Wülfingen GmbH
Im Teiche 6

31008 Elze – Wülfingen
Die Anschrift der Heimaufsicht lautet:

Landkreis Hildesheim 

                                                                              – Heimaufsicht -                                                                                                                                                   Frau Dresel                                                                                                                                                                Bischof – Jansen – Straße 31                                                                                                                                                                                                               31132   Hildesheim
Die Anschrift der Arbeitsgemeinschaft lautet:

Arbeitsgemeinschaft der zuständigen Behörden,


Pflegekassen, med. Dienst und Sozialhilfeträger


 nach § 20 Heimgesetz


Landkreis Hildesheim


Fachdienst 404 / Heimaufsicht
                  31134 Hildesheim


Kaiserstrasse 15


Telefon 05121 / 309 - 0

6 Datenschutz
Genehmigung
(1) Der Verbraucher erklärt sich damit einverstanden, dass der Unternehmer im Rahmen dieses Vertragsverhältnisses personenbezogene Daten erhebt, verarbeitet, nutzt und aufbewahrt, soweit dies für eine ganzheitliche Betreuung, zur verwaltungsgemäßen Abwicklung, zur Leistungsabrechnung oder aufgrund gesetzlicher Vorgaben erforderlich ist.

(2) Der Unternehmer und seine Mitarbeiter verpflichten sich zur Diskretion und zu einem vertraulichen Umgang mit den personenbezogenen Daten des Verbrauchers.

(3) Der Verbraucher willigt ein, dass der behandelnde Arzt die für die allgemeine und spezielle Pflege erforderliche Informationen dem Unternehmer zur Verfügung stellt und dass die vom medizinischen Dienst erstellten Gutachten dem Unternehmer zur Verfügung gestellt werden.

(4) Der Verbraucher willigt ein, dass der Unternehmer den behandelnden Ärzten und Krankenhäusern, Pflegediensten und Therapeuten die zur Behandlung und Betreuung erforderlichen medizinisch-pflegerischen Informationen zur Verfügung stellt.

(5) Die Heimaufsichtsbehörde, der medizinische Dienst sowie weitere gesetzliche Prüfpersonen und –stellen haben das Recht, im Rahmen ihrer Aufsicht- und Prüfpflichten Einsicht in die Pflegedokumentation zu nehmen. Der Verbraucher willigt in die Einsichtsdokumentation ein, soweit dies gesetzlich vorgeschrieben oder zulässig ist.

(6) Auf Wunsch erhält der Verbraucher Mitteilung, in welche personenbezogenen Daten der Unternehmer Einblick gegeben hat.

7 Ärztliches Attest bei Heimeinzug
 Ärztliches Zeugnis
(1) Der Verbraucher verpflichtet sich, der Unternehmungsleitung ansteckungsfähige Erkrankungen zu melden und gemäß § 36 Infektionsschutzgesetz vor oder unverzüglich nach der Aufnahme ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen, dass keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose vorhanden sind.

(2) Der Unternehmer teilt dem zuständigen Gesundheitsamt gemäß § 9 Infektionsschutzgesetz meldepflichtige ansteckungsfähige Krankheiten mit.

(3) Kommt der Verbraucher seiner Vorlagepflicht nicht nach, so kann das Heim auf Kosten des Verbrauchers selbst einen Arzt mit der notwendigen Untersuchung beauftragen, die vom Verbraucher zu dulden ist.

8 Mitwirkung der Verbraucher
 Heimbeirat

(1) Der Verbraucher wirkt über einen Heimbeirat in Angelegenheiten des Heimbetriebes wie Wohnen und Unterkunft, Aufenthaltsbedingungen, Betreuung und Freizeitgestaltung, Speisen- und Getränkeversorgung sowie ggf. bei einer Heimordnung mit. Der Heimbeirat kann bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben und Rechte fach- und sachkundige Personen seines Vertrauens hinzuziehen. Die Mitwirkung bezieht sich auch auf die Sicherung einer angemessenen Qualität der Betreuung in der Einrichtung und auf Leistungs-, Qualitäts- und Prüfungsvereinbarungen.

(2) Für die Zeit, in der ein Heimbeirat nicht gebildet werden kann, nimmt ein Heimfürsprecher dessen Aufgaben wahr.

9 Post
Verbraucher und Unternehmer können eine Zusatzvereinbarung hinsichtlich der Entgegennahme der an den Verbraucher adressierten Post, deren Öffnung und Weiterleitung an den Verbraucher treffen. Diese Vereinbarung ist diesem Vertrag als Anlage … beigefügt.

10 Schlussbestimmungen
 Schriftform
(1) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform und sind von dem Unternehmer schriftlich zu bestätigen.

 (2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, berührt dies nicht die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen.

(3) Sollten sich die gesetzlichen Bestimmungen gegenüber der jetzigen Ausgangslage ändern, verpflichten sich die Vertragsparteien, eine entsprechende Vertragsanpassung vorzunehmen.

(4) Die Anlagen 1-6 sind Bestandteil dieses Vertrages und wurden dem Verbraucher ausgehändigt.

(5) Gerichtsstand dieser Vereinbarung ist der Sitz des Unternehmers. 

Wülfingen, d. ……..2012
(Ort / Datum)

..............................................................

(Unterschrift des Verbrauchers / des Betreuers / des Bevollmächtigten)

..............................................................

(Unterschrift des Unternehmers)

VI     Verzeichnis der Anlagen:

‪ ‪ Anlage 1: Rahmenvertrag gem. § 75 Abs. 1 SGB XI

‪ Anlage 2: Preise für die vollstationäre Pflege 

‪ Anlage 3: Zusatzleistungen des Unternehmers mit Entgelten
‪ Anlage 4: Preise für die Kurzzeitpflege 

Anlage 5: Auftrag zur Übernahme der Medikamentenversorgung

Anlage 6: Barbetragsverwaltung

‪ Anlage ......: Vereinbarung hinsichtlich der Entgegennahme der an den Verbraucher  

    adressierten Post, deren Öffnung und Weiterleitung an den Verbraucher

‪ Anlage ......: Einzugsermächtigung

Anlage Schlüssel
Der Verbraucher erhält beim Einzug folgende Schlüssel:

‪Zimmerschlüsse, ..... Stück

‪Haustürschlüssel, ..... Stück

‪ .........................................

‪ ........................................

‪ ........................................

Die Schlüssel bleiben Eigentum des Unternehmers und dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden. Der Unternehmer verfügt für Notfälle über einen zweiten Zimmerschlüssel. Die Anfertigung weiterer Schlüssel ist nur durch den Unternehmer zu veranlassen. Der Verlust eines oder mehrerer Schlüssel ist dem Unternehmer unverzüglich anzuzeigen. Die Ersatzbeschaffung erfolgt durch den Unternehmer. Hat der Verbraucher den Verlust des Schlüssels / der Schlüssel verschuldet, so trägt er die Kosten der Ersatzbeschaffung. Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses sind die  überlassenen Schlüssel zurückzugeben.

...........................................................................

Unterschrift des Verbrauchers   

Heimvertrag Senioren- und Pflegeheim Haus Wülfingen GmbH
Seite 31

